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$ozialgericht Aachen

Verkündet am 20,02.20'f I
Az.r I'13 KR 349t1ô

lrmen
Richter am Sozialgericht
als Urkundsþeamter
der Geschäfisstelle

lm Namen dee Volkes

Urteil

ln dem Rechtsstreit

Klägerin

Frozessbevollrnächtigter: Rechtsanwalt Friedrich W. Mohr, Bauerngasse 7, 551f 0 Mainz

gegen

Beklagte

ln Sachen:

hat die 13. Kammer des Sozialgerichts Aachen euf die mündliche Verhandlung vom

ZO.A2,ZAß durch den Vorsitzenden, Richter arn Soziatgericht lrrnen, eowie die
ehrenamtliche Rfchterin Hickertz und die ehrenamtliche Richtorin Dornette für Recht

erkannt:
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Die Beklagte wird verurteilt, der Klägerin 7"595,98 € nebst Zinsen in Höhe von zwei

Prozentpunkten iiber dem Basiszinssatz seit dem 09.09,2016 zu zahlen,

Die Widerklage wird abgewiesen.

Die Kosten des Verfahrens trägt dle Beklagte.

Der Streitwert wird aul 12.887,80 € festgesetzt.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten úber einen Anspruch der Klägerin auf Vergütung wegen erbrachter

Krankenhausbehandlungsleìstungen in Höhe von 7,595,98 €.

Die Klägerin betreibt ein zugelassenes Krankenheus. Dort behandetten ihre Arzle stationär

vom 09.06 bis 17,06.2016 die am 19.07.1934 geborene, bei der Beklagten versicherte

im Folgenden: Versicherte); diese litt an einer chronisch-obstruktiven

Çungenkrankheít (COPÐ) im Stadium tV mit Lungenemphysem, Der Versicherten wurden

'áruecks endobronchialer Lungenvolumenreduktion zwei Ventile implantiert. Für die

Krankenhausbehandlung stellte die Klågerin der Beklagten unter dem 23.06.2Aß auf der

Grundlage der Fallpauschale (DRG) E02C (Andere OR-Prozeduren an den

Atmungsorganen ohne aufwändigan Êingriff, ohne schwersle CC Alter > I Jahre, mehr als

ein Belegungsfag) sowie unler Kodierung des Operationen- und Prozedurenschlüssels

JOPS) 5-339.51 sowie des Zusatzentgelts (ZE) 100.02 (Andera Operatíonen an Lunge und

Èronchian: tmplantation oder Wechsel eines endob¡anchiaten Kappensysfems,

endoskopisch: 2 Ventila) 7.595,98 € in Rechnung,

Díe Beklagte beglich die Rechnung lediglich in Höhe von 5"291 ,82€, Sodann beaufiragte

sie den Medizinischen Dienst der Krankenversicherung (MDK) mit der PriJfung der

Abrechnung des Behandlungsfalles. Ðieser kam ìn einer gutachtlichen Stellungnahme vom

04.û8.201 6 zu folgender Beurteilung :

,,Der statíonäre Aufenthalt ist als primärø Fehlbelegung zu werten. Die Aufnahma ertolgte
elektív zur lmplantation von Ventilon bzw. zum Ventilwachsel zur
Lungenvolumen-Reduktionstherapie. Das Veúahren einer VentílÍmplantatlon befíndet sích
noch im Stadium dor klinischen Evatuìerung. Eino Anwendung im Rahmen der
Routinevarsargung außerhalb geeÍgneter Sfudien konmt wegen des Schadanpatenzials
nícht in Eetracht (prímäre Fehlbelegung bel alektívem Eingríff). Nach einem Revíew des
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Ludwig Bo{tzmann /nsflfufs (3, tJpdate 2014) zur Ventitimplantation bei Lungen.emphysem

deutel die vorhandene 
-Ëvidenz 

daraui hìn, dass die untercuehte lnteruention

,,,.endobronchiale Ventitimptantation bei Patienten mit Lungenemphysem" gleiclt wirksam,
'âberweniger s¡c Therapie. Somít Rann aufgrund das unktaren

Schadpoientiats für diese expenmentelle Maßnahme nicht

empfohlen vterden,"

Ðaraufhin teitte die Beklagte der Klägerin rnit Schreiþen vorn 08.08.2016 unter

Bezugnahme auf die Prüfoerfahrensvereinbarung (Pr{,¡fuV) mit, aus dem MDK-Gutachten

ergebe sich eine Forderung von 7.6E5,98 €, und bat um eine entsprechende Gutschrift' Mit

Schreiben vom 07"09.2010 korrÍgierte sle die Höhe ihres (vermeinllichen)

Erstattungsanspruchs und erklärte: ,Wir bittan um Varständnis, dass wir unsere Fotdarung

ìn Höhe van 5.291,82 EIJR aufrachnen werden, Mrverweisen dazu auf das lhnan von

unserern Fin anzbereich übermiftelfe A vis. "

Am 25.'10,2016 hat die Klägerín gegen die Beklagte Klage auf Zahlung von 7.595,98 €

erhoben, Sie hält ihren Vergûtungsanspruch aus der Behandlung des Versicherten gemäß

Rechnung vom 23"00.?016 in vollem Umfang für begrtJndet und die von der Beklagten

vorgenommene Kürzung des Rechnungsbetrages bzw. die Aufrechnung des gezahlten

'Betrages mit unstreitigen Forderungen der Klägerin f()r unrechtmäßig, Zur Begründung

ftihrt sie aus:

,,Das Lungenamphysem ist aino Erkrankung, die nit der chronrschen (varengenden)
Branchitis zur COpÐ (chrcnic obstructive pulmonary drsease = ohraníecha vercngende
Lungenerkrankung) gahö¡í. Beim Lungenemphysem, wetches in den nelsten Fàllen durch
das Raucfi en bedlngt ist, kommt es zu Entzhndungsvorgängen im Lungengewebe nit einer
Zerstörung der Lungenbläschen (Atvoolen). lm Laufe der Zelt vergrößern sich die

Lurígenbläschen, sodass viele ,,Löche/' in der Lunge entstehen. Das hat einerseifs eine

Verschtechterung der Sauerstoffaufnahme zur Folge, andererseits kommt es zu elner
Lungenüberbtähung mit zunehmender Einschränkung der Zwarchfellbeweglichke.it,. Ði9

Zwerchfetle srnd díe wichtígstan Atemrnuskeln, spdass elne veníngerle Bewegllchkelt,

heruorgerufen dureh die Luftnot deutlich verstërkt. Neben den

bakannten medikamentö n ftnhalationen, Sprays, Pulver) kommt

bei Fottschreíten dar Erkrankung auch eine Saue rstofflangzeítthenpie zur Vaúesserung
der Symptome sawie der Belastbarkeit in Betracht.
Neuedings gibt es für bestimmte Patienlan ain VeËahren, bei dem mittels 8og,

Bronchuivenlita aine Veníngerung der Lungenübeúlähung eneicht werden kann. Bei

diesar sog. endoskopischen Lungenvolumenrcduktion kommt es durch die eingesetzten
Venlita zu einer Entlilftung und Schrumpfung des arn meísten betrcffenen Lungenlappêní.
Ðieses ft)hft dazu, dass dãs Zwerchfell wieder besser baweglich wird. lm ídealfall bekommf

der Patient dann wieder besser Luft und dle Eelastbarkait nimmt zu" Ft)r das Verfehren der
Lungenvolumenreduktion kommen nur bestimmte Patienten infrage, und zwar dieienigen,
A¡e'e¡n sog, hetarogenos, also e physøm haben, Außardem

mtjssen ãereits deuttiche Lun bestehen' Grundlegende
Monate vor dem gePlantan

Niere, Leber) bzw.

r Planung und Baurteilung,
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ob ein patient f¿tr dieses varfahren infrage kommt, sind deshalb voruntersuchungen

notwendig, u, â. eln aktuelles gen'

Ealasfunlsfesfs und eine Ðurchbtutu Sind

die Bed'tÃgungen für die Ventilímpta Hier

finden zunacnst ernaut Vorunters;uchungen stalf, os wírd ausfühtlich üþer das Verîahren

aufgeklärlund insôosonde ungen bzw, Komplikation.en besprachen.

DaJ Ëinse tzen der Ventite Bronchoskopie durchgefüh¡|, bei der nít
einem spezieÍten Katheter die Ventite in den Eronchien ptatzieñ werden, Der Eingriff ftndet

in Vailnarkose staff und es wird unmittalbar vor dem mögltchen EÌnsatzen der Ventile eine

Messung durvhgefühft, mitderfesfgestellt werden kann, ob das VeÉahren auch tatsächlich

stnnvall'lst Nacl¡ erfotgrelehem Eiisetzen der Ventite {je nach Anzahl der zu blockiercndan

Bronchien wetden Z-õ tq Ventile inplantiart) ist eine stationärc Beabachtung für ca" 4-5.

Tage unabdingbar. n¡ór nnden dann Röntgen-Aufnahmen, Lungenfunktionen und

Beiasfungsfesti statf. Kontrolten werden in zunöchst 2 und 4 wöchentlichem Abstand

durthgeíUhrt. DÌe Ventltre können auf unbestimmte Zeit in dan Bronchlen verblaiben.

So/ffeñ aitardings Kamptikationen auftreten (2,8. wiederkehrende lnfekte, Elutungen),

können sie im Rahmen einer Operation wíeder entfemt werden.
Die brcnchoskopische Lungenvalumenredu4tion mrÏfels Ventile ist eine zulässlge

Behandtungsme[hode, dÌe nach bisher vorliegenden Sfudien eine medizinísch anerkannte

Methoda ßt. Gem. g 137c SGB V obtiegt die Bewertung vön Untersuehungs' und

Behandlungsmethoden im Krankenhaus dem Qemeinsamen Bundesausscl¡uss (G'BA)

nacñ g gl SGB V. Ergibt dessen Prüfung, dass erne l,lsthode nicht den erforderlichen
Kriteriân entsprìcht, erfássf er aíne entsprøchende Rtchtlinie mlt der Falge, dass dJese

Leistung von der stationären Eñringung zu Lasten der GKV künftig ausgesci/ossen wird (5

137c Abs, 1 Satz 2 SGB V), Anders als im vañragsärztlíchen Bereieh, in dem gem' S 135

SGB V der Erlaubnisvorbehalt gílt, sind ím stationären Bereich Leistungen nur auf

au sdrüchliclle Entschaidung des G-ts 4 ñtn ausgescfi /ossen.
tn Zweifetsfngen bleibt es dam Spitzenverband Bund der Krankenkassen ttnbenammen,

einen Antrag auf überprüfung der lJntersuchungs- und Behandlungsmetltode beim G'84
zu stellen ¡9 tslc Abs, I Satz l SGB V), ln únem weite¡vn Besch/uss vom 18,12,2014 hat

der G-BA beschlossen, das tQWiG zu beauftragen, eine Recherche, Darstellung und

Beweñung des aktuellan medízinischen russenssfandes der Ve¡îahrcn zur
Lungenvilumenreduktion beim schweren Lungenemphysem durchzuführen. Der Auftng
an dae \QWÌG wurde vom G-BA t<on4re dss ÍQMG ist für das drffe
Quaftat 2016 vorgesehen. Der Antrag rbandes auf Beweñung dar
Vaúahren zur LungenvolumenrBduktlon beim schwarcn Lungenemplzysam wurde noch

niaht vom G-BA enlsohìeden* Ðer G-BA wañet zunächst das Ergebnls des Auftrages an

das tQWiG ab. Somit liegt eine Bewertung bzw. Entscheidung (Richtlinia) des GBA im Jahr
2014 nicht vor, Es tiegen daher für dia endoskopische Lungenvolumenreduktlon mittels

Ventile keìne einachränkenden Vorgaben vor.
tm vortiogenden Fatl ist die Lungànvolumenreduktion mittels Ventile eina medizinisch'
-wr'ssensãh afttich anerkannte Behàndtungsmethode. Ðen Qualitätskríterien des S 2 Abs' 1

Safz 3 SGB y entsprlcht eine Behandlung, wonn die ,,große Mehrhelt der einschlägigen
Fachleute (Azte, Wissensch aftlaQ die Behandlungsmethade befürwo¡tat und von

einzelnen, nicht ins Gewicht faÍlenden Gagenstimmen abgesehert, ilber die

Zweekmä¡ßigkeit der Therapie Konsens þosfeäf" lslohe 8SG, Uñeil von 21"03.2013, B 3

KR A12 R).
M1 der" endoskopischen Lungenvolumen¡eduktion mÍttels lrnptantation von

endobrpnchialon Vontíten öesfeâf self 1A Jahren Erfahrung. Nach erstan

Pilotuntersuchungen wurde dis 9ícherheít und Effektivität elner unilateralen

endobranehiaten Ventítimptantation mittels Zephyrn-Ventilan mu{tizantrisch kontralliert
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und rândomisie¡t im Vergteich zu einer konseruativan Standadtherapie ín der zu dleser

Thematik bisher größten pubtizieñen sog" Vent-Studiç verglichen,, , .

Hienu fü hre n Sõn afe,r¡ åscl,,Endos ka fi sch e Lu ngenvol umanred uktion beim Emphysem'

ín: Pneunotogie 2014; 6&; 97-99 Folgendes aus;

,, We n n g ! e ic h i n d e r p ri n äre n E n d p u nht a n aly s e elne sfa fis úis ch sig n ifi k an te

Venbesierung von FEV und &-Mínuten-Gehstrekce in darTheraplegruppe
zu veneÍchnán war, so sind diese rnít ö,8 Yo bzw. 6,8 % geganüber der

Kontrcttgruppe klinisch eher nicht relevant. Allerdings ergab eine

Subgruppeianalyse, dass die Patienten mit computerlonografÍsclt
weitþehend intakten interlobärcn Fissuren als Hínweis auf eine fehlende

Kottateralvønttlatton zwlschan dem behandelten Lungenlappen und dem

benachbarten Lappen eine deutlleh größere und klinisch relevante

Zunahme mit 17,'l % FEV Vsrbasserung nach 12 Monaten hatlen als

Patianten ohne intakfe Fissumn, Ðresa Beobachtung konnte auch în der
eurcpäischen Kohorte, der Eurc-VENT-Studie, bestätigt werden.

Wiederum in eíner Post-hoc-Analyae zeigte srch, dass bei donienigen
Patienten mit CT-morphologisch intakfen Frssuren und lobä¡er Okklusion

dutch dia Ventile eine größare VolumCInreduktion im Ziellapptn zu

eneichen war und nach zwölf Manaten eine anhaXtend deutlicha
Verbesserung vôn FEV mit Zunahme im Mittel um 28 % gegenüber

denjenigen Patienten ohne diese Kriterien."
Zwisehenze¡ificn sind weitere randomisieft konkollierte Sfudien in hochrangigen
Journaldn pubtizieâ wordefl, die bei den nach o, a, Kriterlen entsprechend ausgewählten
Patienten nach Vantilimptantalíon eine sfatdstisoh signìfikante und klínisch relevante
Verüesserung der Lungenfunktion und des patiantenrelavanten outcome-Parameters
der Rörpeilichen Betastungsföhigkeit gegenüÞer einer Kantrcllgruppa zeígten, die keine

V e ntilth erapie e rhlelten.
(Klooster et al, ,,Endobronchial Valves for Emphysema wîthout lnterlobar
CoÍlateral Ventilation", The New Ëngtand Joumal of Medicine 2015; 373: 2325;

Davey et al: ,,Bronchascapic tung volume reduction with endoþronchialvalves tor
patieitts with heterogÊneous emphysema and intact interlobar fissuras ffhe
BeLieVeR-HlFi study): a randomised controlled trial", Lancet 2015; 38ô: 1066)

Hinzu komml, dass der offizielle Zusatzentgeltkatalag in Ðeutsch{and (Anlage U5 zur FPV

2016) ein bepreistes Zusatzentgett in Höhe von 8.31ö,55 € für dìe lmplantation eines

endabronohiaten Ktappensysterns, endaskopisch: 5 oder mehr Ventile, ausdrückllch
vorsieht, Dieser Zusatzéntgettkatalog fand somit auclz die Zustimmung des

Spitzenva¡þandes Bund der Kranhenkassen. Eine Auflistung und prclsrechtllche Vargaba
wäre nicltt erfolgt, wenn es sich nieht urn eine medizrnisch anerkannte Mathode handelt,

Dürft7 die endaskopische Lungenvolumenreduktion mittels Ventile genercll. nicht

durchgeführt werden, wäre eìno Ausweísung ín elnem bundeseinheitlich anzuwendenden

Kap¡õg obsolet. Daraus lâssf sich unschwe: der Schluss ziehen, dass die von der Klägerln

geweilte Behandlungsmethode (Endoskopischo Lungenvolumenraduktion mittals Vantile)

medizinisch anerkannt ist und dem Qualitätsgebot entsprÌcht,"

Die Klågerin beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, ihr 7,595,98 € nebst Zinsen in l{öhe von

zwei Prozentpunkten ttber dem Basiszinssatz seit dem 09.09 .2016 zu zahlen
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Die Beklagte beanlragt,

die Klage abzuweigen,

hilfsweise widerklagend,

die Klägerin zu verurleilen, ihr 5.291,82 € neþst Zinsen in Höhe von zwei

Prozentpunkten seit Rechtshångigkeit zu zahlen

Sie greift die Auffassung des MDK auf, dass es sich bei dem im Sehandlungsfall der

Versicherten durchgeft¡hÊen Verfahren noch um ein im Stadium der klinischen Evaluierung

befindliches Verfahren handele. Ðes Weiteren fÜhrt sie aus:

,,Bei dem Vaffahren wi¡d ein NitinoþÐraht ín dem erkrankten Branchus eingebracht, dor
nach Applikation ím Lungongewebe eine Spiratform annimmt, Durch die elasfibchen
RUckstalikr¿fte doa Ðrahtes tm Brcnchus wlrd das e¡1<rankte Lungengeweba komprímiañ
und vom Gasausfauscfr ausgeschfossen. Der Ë,trekt besfet¡f in einer Umve¡leilung der
Afemluft, in die gesundan Eereiche der Lunge, die nunmehr Platz haban, sich

auszudehnen.
Die Beklagta weisf auf den VarþerÍcht des IQW\G mit dem Títel ,,Verfahren zur
Lunganvolumenrcduktíon beÍ schweren Lwngenernphysem" und auf drcídarin angefühften
Studien hin,
Auch wenn zu bertlcksichtigen isl dass es sich bei dem voiiegenden Vorbericht des Institu-

fes für Quatität und Wñschafttiahkait im Gesundheitswosen vom 30.06"2016 um eine
vorläufige Steltungnahme handolt, bei dar teilweise Ë,rgebnÍsse ausslehender oder noch
laufender Studien zum Einsatz des RePneu-Coils von PneuRX und andere Voúahren der
Lungenvolumenreduktion noch nicht berÍtoksiotttigt wurden und dle nooh nioht mit der
Facfrgese//s chaft im Hinblick auf die wissanscfi aftliche Wertung diskutíe¡t vvurda und fílr día

eineâbschlíeßende Entscheldung des G-BA zur Richtliníe naeh $ l37c SGB y lJber die
genarelle leislungspflicht der GKV hínslchtlich der Mathode noch aussteht, werden die

Ê4gebnrsse auch ft)r die Entscheidung der Kosten{lbemahme irn Einzelfall und Prüfung
du¡th den MDK nacå $ 275 SGË V henngezogan.
Aus medizinischer Sicfif isf darauf hinzuweisen, dass nebe n den hier untarsuclzlen ínteruan'
tíonelten und chirurgischen Vertahren auch die pneumalogischen Rehabilitation im

Einzetfatteine niahtinvasivs tsehandlungsaltomatlve darcteltt, walche beidan Prüfungen zu
berücksiehtigen sind.
Die Frcge, ob ein bronchoskopiscåes LVR (Lung Valume Reduction)-Vartahren eine Then'
píealtemative zur chirurgischen Vorgehanswer'se darstellt oder dieser sogar lJberiegen ist,

konnte auch dutch den vortäufigen Bericht des IQW|G nicht belegt weñen.
tm Fazit das Vofuerichtes wird u,a. festgehalten, dass die Datenlage hinsichtlíeh der fünf als
zusâtzliche Therapie untersuchten brcnchoskopiscåen VeÉahrcn insgesaml wenig
aussegekräftig tst. Es tagen ausschließlich kuøfrístige Ergebniss_e (d¡ei Monate bia ein
Jahfl àus teilwefsø nur slngulären Studten (rnit teils nur gertngen Pationtenzahlen) für dle

einzelnan lnteruentionsailen vor, Fitr keines der Varfahrcn ergab sich eìn Anhaltspunkt flJr

eínen Nutzen oder Schaden hlnsichtllch der Martalität; bezüglich der Endpunkte
Symplomatik (Atemnot), Exasperation, köryerlicher Belastbarkeit, gesundheitsbezogenen

Lebensgu alität sowia unewllnschte r Ercignisse varlle¡tøn sie.
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sich wíederum allain ein An'
t (kein weiterer AnhaltsPunht

e andsren Endqunkte).

Auch im alleinigen Vergteích zu ehirurgischan Verfahren wurde festgehalten:

,¿war erscheiñt es angesr'chfs der deuttich geringeren lnvesivitát ernes

brcnchoskopischan gegent¡ber einem (offenen) chirurgischen LVR'Veiahren
medizínisch ptausibei Oãss erslere tetzteren hÌnsichttich der Gesamtmortalität und

unerwtÍnschter Ereignr,sse ?berlegen sind, Hieffür gibt es iedoch keine Daten.

Ersfens fehlen hietftlr direk( vergleichende Studíen, andererseits /essen die

veíügbaren Ðatan zu den bronehoskopíschen LVR-Verfahren nur verainzalt

mhãtspunkte für Nutzen, sowie aber auch fí)r Sehadan ableiten und sind nicht

zuletzt' auf Grund begrenzter Fallzahlen, kunar Nachbeabachtungszeiten yn!
unvoÍlständiger Ergebnisdarsteltung Raum aussagekräftig, Diese Fnge wiñ augh in

absehbarer Zeit gàXteñ werden können, da in den Studienregístenecherche keine

aktuelle laufende Sfudie zu Vergleichen chíruryischer und bronchoskopischer
LV R-V e rf ah ren ide ntifiziert w u rden."

Fotgdnde taufende Studien, die die LVR einer konse¡vativen Therapíe ¡eg91überste.llen,
weíden lm Voúerichf des IQWIG arwähnt, die noah nicht mti Fazit berl)cksichtigtwurden:

,,Auch zur BLVR mit Spiraten wutden zwai laufende Studien gefunden' Ðîe

Ë4gebnrsse der 100 Patientan der Revalens-Studie wurde nach der bibliografischen

Recherche publiziert und nach Angeben des Harsfellers der Spimlen Hegen die

ersfen E4gebnrsse der 31õ Patienten der RENEW-Studle {NCT01608490) vor,

sodass Ín-absahbarcr Zeít mil einer Publikatlon gercchnat werden kann. Samit kann

erwaftat wêrden, dass durch díe Vergrößerung dar Qesamtpatlentenzahl von 47 auf
462 die Datengrundlage für die Bl-yR mit Spiratan deutlích erweiteft wird.'

Zusätztich zu derberer'ts veröffentlichten und im Varbericlzt berüeksichtigten RCT von Shah

et al (RESEI-Sfudr4liegt aktuellaina weitara Publikation vor'

Zu der tm Mal 2016 publizíeilen RENEW- Sludie wurdo in abstrakt dar Publikation von den

A ato re n selbsf fo I ge n d e Z u sa m m enfa ssung f o rm u I I e ft :
,,BeiPatìentøn mit Emphysam und schwe¡Bn Überþlähungen, die für 12 Monate be'
handett wurden, zeigte die Verwendung von endabrçnchialen Coils im Vergleich zu

übtichen Thorapien eine Ver,þesserung der medialen Belastungstoleranz, die von ga'
ringer und unsicheror klinischer Bedeutung watr, mit einer höheren

Wahæcheintichkeít von schwaren Kompilkationen, Weltsra Langzeitstudien wetden

bonötigt, um die langfrístigan Auswi*ungen auf die gesundhaitlichen Folgen

bewerlen."

Auf Basls der dezeitigen Datenlage $imitiefte Eviden¿ für eínen Nufzen der LVR'C gegen-

ttber eúöhtem Risiko für schwerwlegende und unerwünschtor Ereignisse), erscñelnl es

zum Schutze des Patienten fllr unzureichend etprobten Ve¡lahrvn aktuell weitarhin nicht

vertratbar, die Anwendung von Qoils zur Lunganvalumenrcduktion in der Regelversorgung
anzuwenden,
Ëine Re-Evaluierung wird empfohlen, sobald weitere Ergebnisse belastbarer
vergleichendar Studien und aussagekräftigen Langzeitdaten zur VerflJgung stehen, auch

unter der Berüeksichtigung der aussfe henden Ë4geÕnlsse weiterer Vedahrcn der

Lungenvolumenraduktian und der Beratung des GBA.'

Zu $ 137c EGB V vertritt die Beklagte die folgende Auffassung:

,,Die Regelung des $ t37 c SGB V da¡f nícht hlnaus Ím Sinne einer'g"r"relien 
EriauøniË aller beliebigen Methoden s þis zum Erlass etnes

\/erbots naeh S 137 c SGB V ausgeleot dte Geltung des alle
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Naturalteistungsbereíche erfassande Qualttätsgebol $ 2 Abs, I sGB V, auch im statíonären

Bereich nicht außer Kraft, Gegenteíliges bedeufete, unter Missachtung des Zwecks der

GKV (vgl, $ r S, I SGB V) die Einhalt der Re

S 137 c SGB V bewirkt, dass ' andars als für
der GBA níeht in einem genaralisieñen, zen
Eínführung neuer Behañdtungsmethoden im Krankenhaus deren Eignung, Eúordertichkeit

und Wiftsôhaftlichkeit überprUft. Die Prüfung der eingesetzten Methode im zugela_sl?ne!

Krankenhaus erlotgt vielmehr bis zu einer Entscheidung des GBA nach $ f 37 c SGB V indí'
viduell, grundsätztìch a/so zunächst präventiv, ìm Rahmen einer Binnenkontrolle durch das

Krankenhaus se/bsl sodann im Wege der nachgelageften Außenkontrolla ledtglich im

Ëinzetfalt anlässtich von Beanstandungan ex post durch díe Krankenkasse und

anschtießender Prüfung durch díe Geríchte. Erst ein generallsierfss, zentralisiedes und

farmatisieftes Veñahren nach S 137 c SGB V schafll über den Eínzelfalt hinaus

Regelungsklarheit rm /nferess e de r Gleichbehandlung der Ve rsicheñen,
O¡e Ånaerung des g f37 c S68 V und Einfügung der Regelung des $ 137 e SGB V durch

das Gesefi zui Verbesserung der Versorgungsstruktur in der geseElichen

Krankenversicherung haþen an dieser Grundkonzeption, die das BSG in ständiger
Recirfsprechung anwandet, níchts gaëndeft. Síe schaffen tedlglich Raum für den GBA,

Richttinien zur Erpronung nach $ f 37 e SGB V zu beschließen, wenn dîe Übarprtlfung im

Rahmen des g 137 c SGB y ergibt, dass der Nutzen einar Methode noch nicht hinreiohend
betegt isf, sie aberderPotentíaleinererfordariichen Bahandlungsaltemative bíatet.
Etwas anderes ergibt sich auch nioht aus der Ånderung des $ f 37 c SGB durch Art, 64 Ge'
setz zur 9tärkung der Versaryung in der gesetzlichen KrankenversÍcherung vom
16.07.2015. Se/bst wenn man eine Rückwírkung zuerkannen würde, so verlangt doch die
Neøfassung für die jede einzetne Behandlungsmethode die Prüfung, ob sre das Potential
einer ertaþreichen tsehandlungsaltemative bietot. Ðiese Prüfung kann nur anhand der
bisherigenMaßstäbe der$ 2Abs. I S.3und$ 12Abs. f SGB Verfolgen.Dieindiesen
Vorschríften geregelten allgemeinen Grundsätze, die für den gesamten Beraich der
gesetztichen Krankenversicherung gelten, slnd mit der Elnfügung des g 137 c Abs. 3 SCB y
wedar aufgehoben, noch abgeschwäcltt worden, Ðie Regelung soll das allgemeine
Qua/rTÉilsgeôof des $ 2 Abs. I S. 3 SGB y kank¡etisieren, Díe Neuregelung fllhrt deshalb
nicht zu einer,,Erlaubnis mit Vefuotsvorbehalto dahin, dass alle Behandlungsmethoden in
der Krankenhausbehandlung von den Knnkenkasse a/s Saohleistung zu erbringen sínd, für
welche keine negatlve Entscheídung des GÐA vorhanden ist,
Diesas Qualitätsgebot gilt auch nach Auffassung der Beklagten bezüglich der Vergütung
von NUB. Van dieeen Grundsätzen ausgehend hat die Klägerín keinen
Vergütungsansprucfi gegen die Beklagte erworben. Sie hat das Qualitëtsgebof f$ 2 Abs,
tS. 3 SGB V) bei der Behandlung derVersicherten nicht beachtet."

Nach (erneuter) Pr{lfung der die Versicherte betreffende Patientenalcte der Klägerin hat die

Beklagte ergänzend Stellung genommen:

,,Die lmplantation von Lungenvent¡lën oder- coils isf sfefs ein elektiver Eingriff , Die lndikation
und QP-Fähigkeit mussen festgestellt werden und der Patient mit genügend Bedenkzeit
i)ber das Risiko aufgeklärt werden. Somit kann ein Notfallcharakfer des Nikolausurleils bei
einer unheilbaren und progredianten Erkrankung wie der COPD ausgeschlossen werden.
tn dem Fatl der Versicheñen erfolgte der EingrÍtr nach dem besagten Sehema ínkl.

kardìologischer Abklärung, Aufnahme am 09,0ô,2A16 und Eingrítr am 14.6.2016
(Krankenakfe Seife I - 3), Zusätzlich fand eine Evaluation fÍJr den Eingriff im Män 2016 statt
wie der Entlassungsbrief zeígt (Knnkenakte Seîte 4-5).
lm Fatle der Versióheften zeigt siclt, dass sie seit min. Oktober 2O15 an einer COPÐ Gold'
stadíum lV leídet, wie der Enflassungsbericttt vom 19.10.2015 zeigt. Daher liegt eine sait



-9-

e¡nigen Monaten stabile Erkrankung vor, wie auch der Entlassungsôn'ef uotn Juni 2016

{Krãnkenakfe Seife 4) zeigt. Hier nõ¡St as, zwischeflaflamnesfisch schildeft Frau '.., dass

"¡, 
g"nau wie in dar úergãngenheit auch eine Be/asfungs luftnot NYHA ll, gelegentlich auch

in ñuhe, demzufolge WVU{-ru habe, der Saur rsfoffsei ftlr die sehr protìtabel'

Die Evaluatíon vom Män 2016 nønnt auch eine Verschlechterung der Erkran4ung oder

einen ko nkenakte Seite 5)'

lm Falla die Möglichkait ainer operatlvan

Lungenvolumenreduktian, welche vom \QWIG ebenfalts beweftet wurde und von dar GKV

getiagen wítd, angaboten werdenrí¿Jssen. Diesor lJmstand geht nicht aus der Knnkenakte

hervar,
Es findet sich in der Krankenakte ein Visiteneìntrag vom 16.06. mit folgendem Zttat: ,,AA

Visite; Patientin sfabi/ wëhrend der Echo war sie schwindetig für Sekunden, Luftnot bei

Belastung," Dieser Eintrag zeígt, dass siclt dia Eoscl¡werdan der Patientin durch den

besagten Eingriff übeúaupt nicht, gebesseñ haf'
Hierãus folgf,-dass die Fràge naci ainar uttima ratio, we[che Besserung für dle Patientin er'

bringen sollte, aufgrund der oben Kontexte ausgeschlosssn t4lerdon kann"'

Die Klågerin hält dem entgegen, die Beklagte gehe detailliert auf ein Verfahren zur

Lungenvolumenreduktion ein, wetches im Haus der Klägerln und speziell im

Behandlungsfall der Versicherten keine Anwendung gefunden habe. Die Klägerin meint, bei

dem Verfahren der endobronchialen Lungenvolumenreduktion handele es sich nicht um

eine neua Untersuchungs- und Behandlungsmethode; das ZÊ. 100.02 sei konekt

abgerechnet worden; ebenso entsprechb die Kodierung des OPS 5-339,61 den Deutechen

Kodierrichtliníen.

Die Beklagte verweist auf das Urteil des BSG vom 19,12.2017 (B 1 KR 17117 R) zum

Lungenreduktionsve¡fahren mittels Coils und meint, díese Entscheidung sei auf das

Lungenvolumenreduktionsverfahren mit Ventilen ûbertragbar. Dlese BeweÉung lasse sich

auch aus den Ausfuhrungen des IQWIG in dessen Abschlussbericht zum ,,Veúahren zur

Lungenvolumenreduktion beim schweren Lungenernphysern" entnehmen, Dort werde

ausgefflhrt, dass, da zu den bronchoskopischen Verfahren (also

Lungenvolumenreduktionsverfahren, egal, ob mi$els Coils oder Ventïlen oder sonstigen

Hilfsmitteln, wie z. B, Spiralen) aussagekräftige Studien fehlen, die Behauptung, eg handele

sich um ein etabliertes Verfahren, nicht nachvollzogen werden kann.

Auf Hinweis des Gerichts at¡f die Vorgaben der PrüfuV 2015 bezüglich einer wirksamen

Aufrechnungserklärung hat die Beklagte Bildschinnfotos mit den handschrifrlichen

Überschriften

,,Avisa vom 05.07.2016 Zahtungf'; darauf sind der Behandlungsfall der Versicherten

mit ,,5.2g1,82-" und neun weitere Fäl[e mit Minus-Beträgen zwischen 1'412,58 € und

67.918,50 €, insgesamt eÍn Betrag von ,98,438,93-u,
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- ,,Ayisâ vom 06.09.2016 Aufrechnun$'i darauf sind der Behandlungsfall der

Versicherten und ejn weiterer Fall mit einem positiven Betrag und 22

Abrechnungsfälle mít Minus-Beträgen, insgesamt ein Betrag von ,,18.800,23-'

aufgelistet, Auf dìe Aufforderung des Gerichts, die Forderung(en), mit der die Beklagte ihre

(vermeintliche) Erstâttungsforderung âus dem Behandlungsfall der Verslcherten

aufgerechnet haben will, gemäß der Vorgabe des $ I Satz 2 Prt¡fvV 2015 genau zu

bezeichnen, hat die Beklagte mitgeteilt, sie könne diese Verftigung nicht nachvollziehen,

Mit Schriftsatz vom 25,08,2A17, bei Gericht eigegangen am 01 .09.2A17, hat die Bektagte

hilfsweise - für den Fall ihres Unterliegens - Widerkfage erhoben und diese damit

begründet, ihr stehe aus dem Behandlungsfall der Versiche¡1en ein Ërstattungsanspruch in

Höhe von 5.291 ,82€zu, da die Klägerin diese Behandlung fehlerhaft abgerechnet habe.

Die Klägerin beantragt,

die Widerklage abzuwelsen"

Sie verbleibt bei ihrer Auffassung, ein Rückforderungsanspruch der Beklagten bestehe

nicht; die Krankenhausbehandlung der Versicherten sei korrekt abgerechnet worden.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den lnhalt der

aryischen den Beteiligten gewechselten Schriftsätze und den sonstigen lnhalt der

Gerichtsakte sowie der beigezogenen Verwaltungsakte der Beklagten und der die

Versicherte betreffenden Patientenaltte der Klägerin, die Gegenstand der mündlichen

Verhandlung gewesen sind, Bezug genommen.

Entscheidungegründe:

Obwohl die Beklagte im Termin zur mflndlichen Verhandlung nicht vertreten war, konnte die

Kammer verhendeln und entscheiden, da sich díe Beklagten híermit ausdrÜcklich

einverstanden erklärt hat.
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Die Klage und die hiltsweise erhoben Widerklage sind als (echte) Leietungsklagen nach $

54 Abs, S Sozialgerichtsgesetz (SGG) zulässig. Bei einer auÍ Zahlung der (Rest-)Vergütung

wegen der Behandlung von Versicherten gerichteten Klage eines Krankenhauses gegen

eine Krankenkasse oder umgekehrt bei einer auf Erstattung gezahlter Vergütung

gerichteten Klage einer Krankenkasse gegen ein Krankenhaus geht es um einen so

genannten Parteienstreit im Gleichordnungsverhåltnis, in dem eine Regelung durch

Verwaltungsakt nicht in Betracht kommt (vgf. BSG, lJrleil vom 17,06,2A00 - B 3 KR 33/99 R

= BSGE 86,1 68= SozR g-2500 6 1, 2 Nr, 1 ; Urleil vam 23.07.2002 -8 3 KR 64/01 R = SozR

g-2500 S 112 Nr, 3). Ein Vorverfahren war mithin nichtdurehzuflJhren, die Einhaltung einer

Klagefrist nicht geboten.

L

Die Klage ist begr{lndet.

Gegenstand der Klageforderung ist einersEits der restliche Vergütungsanspruch der

Ktägerin aus der Behandlung der Versicherten in Höhe von 2.304,16 €, Denn die mit

Rechnung vom 23,06.2016 geltend gemachteVergütungsforderung in Höhe von 7.595,98 €

ist durch die Zahlung der Beklagten lediglich in Höhe von 5.291,82 € srfüllt. ln Höhe diese

Betrages ist Gegenstand der Klageforderung der Rest-Anspruch auf Vergiitung aufgrund

dor etationären Behandlungen mehreren anderen baider Beklagten vereicherten Patienten'

aus denen die Klägerin unstreitige Ansprüche auf geforderten Vergütungen, die nach

Angaben der Beklagten angeblich aus dem *Avis vam 05.07,2A16 Zahlungf und dem .Avis

vom 06.0g,2016 Aufrachnung/' ersichtlich sind, in voller Höhe hatte. Die Klageforderung

insgesamt ist begründet, da der Klägerin die (Rest-)VergültungsansprÜche sowohl aus der

Behandlung der Versicherten (dazu im Fotgenden unter a)) als auch aus den o'9,

unstreitigen Behandlungsfällen- die Gegenstand der Aufrechnungserklärung vom

07"09.201e sind (dazu im Folgenden unter b)), hat,

Die Klägerin hat Anspruch auf Vergütung der stationåren Behandlung des Versicherten in

voller Höhe des mit Rechnung vom 23.06.2016 geltend gernachten Betrages,

Rechtsgrundlage des geltenden gernachten (restlichen) Vergtitungsanspruchs der Klägerin

ist g 109 Abs, 4 Fünftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB V) i.V,m, dem aus S 39 Abs, 1 Satz2

SGB V folgenden Krankenhausbehandlungsanspruch der Versicherten' Die Zah'

lungsverpflichtung der Krankenkasse entsteht unmittelbar mit der lnanspruchnahme der
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Leistung durch die Versicherten (8SG, tJ¡leil vom 13,12,2001 - B 3 KR 11101 R = SozR

J-2500 S 112 Nr" 2; tJrteitvom 23,t7.2A02 - B g KR 64/01R = SozR 3-2500 S 112 Nr. 3). Die

näheren Einzelheiten über Aufnahme und Entlaasung von Vereicherten, Koeten-

übernahrne, Abrechnung der Entgelte Eowie die Überprtrfung der Notwendigkeit und Dauer

der Krankenhausbehandlung ist in den zwischen der Krankenhausgesellschafi

Nordrhein,Westfalen einerseits und verschiedenen Krankenkasten sowie Landesver-

bänden der Krankenkasse andererseits geschtossenen Vertråge nach $ 112 Abs. 2 Nr, 1

und 2 SGB V geregelt, Es sind dies der Vertrag llber allgenneine Bedingungen der

Krankenhausbehandlung (KBV) und der Vertrag zur Überprüfung der Notwendigkeit und

Dauer der Krankenhausbehandlung (KÜU.

Ein Anspruch auf Krankenhausbehandlung zu Lasten der Krankenkasse und darnit

korrespondierend ein Zahlungsanspruch des Krankenhauses war gegeben, weil die

Krankenhausbehandlung derVersichertên so, wie sie die Klägerln in der Zeitvom 09'06' bis

17,0ô,2016 durchgeführt hat, erforderlich war (S 12 Abs, 1 SGBV; $ 3 Satz 1 KBV)' Dies gilt

auçh im Hinblick darauf, dass es sich bei der durchgeführten endoskopischen

Lungenvolumenreduktion mittels lmplantation von (arrei) Ventilen um eine neue

Behandlungsmethode handelt, zu der der Gemeinsame BundeeauEschuss (G-BA) noch

keine Ëmp{ehlung abgegeben hat,

Nach $ 137c Abs. 1 SGB V überprüft der G-BA nach S 91 SGB V auf Antrag

Untersuohungs- und Behandlungsrnethoden, die zu Lasten der gesetzlichen

Krankenkassen irn Rahmen einer Krankenhausbehandlung angewandt werden oder

angewandt werden sollen, darauf hin, ob sie filr eine ausreichende, zweckmäßige und

wirtschaftliche Versorgung der Versicherten unter Berllcksichtigung des allgemein

anerkannten Standes der medizinischen Ërkenntnisse eÉorderlich sind (Sat¿ 1). Ërgibt die

Überprüfung, dass die Methode nicht den o"a, Kriterien entsprícht, erlässt der G'BA eine

entsprechende Richtlinie (Satz 2). Ab dem Tag des lnkrafttretens einer Rìchtlinie darf die

ausgeschlossene Methode im Rahmen einer Krankenhausbehandlung nicht mehr zu

l-aeten der Krankenkassen erbracht werden; die Þurchführung klinischer Studien bleibt

unberührt {g 137c Abs" 2 S, 2 SGB V). Untersuchungs- und Behandlungsmethoden, zu

denen derG-BA bisher keine Entscheidung nach Absatz 1 getrotfen hat, düfen im Rahmen

einer Krankenhausbehandlung angewandt werden, wenn sie das Potential einer

erforderlichen Behandlungsalternative bieten und ihre Anwendung nach den Regeln der

ärztlichen Kunst erfolgt, sie also insbesondere medizinisch indiziert und notwendig iet' Dies

gilt sowohlfür Methoden, ft¡r die noch keîn Antrag nach Absatz f SaE 1 gestellt wurde, als
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auch ff¡r Methoden, deren Bewertung nach Absatz 1 noch nicht abgesch[ossen ist ($ 137c

Abs, B, angefügt du¡ch Att. 1 Nr.64 Buchstabe þ) des GKV-Versorgungsstärkungsgesefzes

vam 16,07,2015 - BGB:. t s. 121f ), Die von der Klägerin bei der Krankenhausbehandlung

des Versisherten angewandte Methode der Lungenvolumenreduktion mittets lmplantation

von (alrrei) Ventilen erfüllt die Voraussetzungen nach $ 137c Abs. 3 SGB V'

Die l-ungenvolumenreduktion mittels lmplantation von Ventilen ist eine

Behandlungsrnethode, die nicht ambulant erbracht werden kann und einer stationären

Kr¿nkEnhausbehandlung bedar'1. Zvrar ist die endoskopische lmþtantation von (zwei)

Ventilen als ,,Andere Aperationen an Lunge und Brcnchíen: lrnplantation oder Wechsel

eirres endobronchiaten Ktappensystems, endoskapise/r: 2 Ven{ile" als Operationen- und

prozedurenschlüssel (OPS) 5-339,51 und als Zusatzentgelt (ZE) 100'02 im

Fallpauschalen-Katalog 2016 abgebildet, Jedoch handelt es sich dabei auch um eine

Behandlungsmethode, die sích auf Antrag des GKV-Spitzenverbandee vom 27'03.2013

gemäß Beschluss des G-BAvom 18,07,2013 im Verfahren der Bewertung gem' $ 137c

SGB V befindet, Aus den von der Klägerin vorgelegten wissenschaftlichen Berichten (vgf'

1ehäfer/Tasci, ,,Endoskopr'sche Lungenvolumonreduktion beirn Emphysem" in:

Pneumologta 2014; 68:97-99; Klooster et al., ,,ËndobronehÍal Valves for Ë,mphysema

without lnterlobar Cottateral Ventilatian" in: Tha New England Jaumal of Medicine 201ã;

373: 2325 tt,; Ðavey et al., ,,Branchoscapie lung volume raduction with endobronçhialvalves

für patients with heterogeneous emphysema and intact íntedoþar flssures (the

BeLieVeR-HtFi study): a randomised cantrolled tríaf in: Lancet 2015; 386: 1066-1073)

ergibt sich für die Kammer hinreichend nachvollziehbar, dass die

endoskopischelendobronchiale Lungenvolumenreduktion mittels Ventilen zur Behandlung

eines Lungenemphysems zum entscheidungserheblichen Zeitpunkt der

Krankenhausþehandlung irn Juni 2016 das Potenzial einer Behandlungsalternative zur

herkömmlichen chirurgischen Therapie geboten hat, Sie ist beiderVersicherten auch - dies

wird von der Beklagten nicht bestritten - nach den Regeln der ärztlichen Kunst erfolgt. Aus

den medizinischen Voruntersuchungsergebnissen und den Krankenhausberichten ergibt

sìch, daes seinerzeit eine Lungenvolumanreduktion rnedizinisch ìndiziert und notwendig

war.

ln¿wischen liegt der Abschlussbericht des beauftragten ,,lnstitut für Quatität und

Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen" (lOWiG) llber ,,Verfahren zut

Lungenvolumenreduktion beim schwerEn Lungenemphysem" vom 07.02.2A17 vor' Darin

wird u.a. das Fazit gezogen: ,, Ðie Ðatonlage hinsichttich der 6 als zusätzliche TherapÍe
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untersuchten bronchoskoplschen Vaftahren isf insgesamt wenig aussagekräñþ," (vgl'

Abschlussbericht, S. 37). Welche Konsequenzen der G-BA aus dem Abschlussbericht

ziehen wird, ist (nôch) nicht ersichtlich. Darauf kommt es aber auch für die Beantwortung

der hier zu entseheidenden Frage, ob die Klägerin das von ihr durchgeführte

Lungenvolumenreduktionsverfahren zu Lasten der Beklagten anwenden und abrechnen

konnte, nicht an. Denn zum allein maßgeblichen Zeitpunkt der Behandlung lag noch keine

Entscheidung des G-BA zu dieser Methode gêm. $ '137c Abs, 1 S. 2 SGB V

(Ausschluss-Richtlinie) oder auch nur nach $ 137c Abs, 1 S. 3 SGB V (Erprobung-Richtlinie)

vor" Díes allein begrtlndet gem, S 137c Abs, 3 SGB V den Vergûtungsanspruch der

Ktägerin,

Allerdings hat das Bundessozialgericht (BSG) im Urteilvom 21 ,032013 (B 3 KRZ|1? R) die

Auffassung vertreten, dass '$ l3Zc SGB y nicht im Sinne einer genercllen Eriaubnls aller

beliebigen Methaden für das Krankenhaus mr\ Ve¡botsvorbehalt ausgelegt werden darf . Ðíe

Votschrift setzt die Geltung des Qualitäfsgebofs auch im sfationären Ba¡eich nicht außer

Kraft. Andemfalls wt)rde die aufgezoigfe Sysfematik des SGB V durchbrochen und die

Einheit der Rechtsordnung gefährdet. Denn aine Krankanhausbehandlung, die nicht nach

den Regaln der äntlichen Kunst erfolgt und deshalb für dan Patíanten

Scfiadensercatzansprllche sawie für den Krankenhausant strafrechtliche Konsequenzan

nach sich zìehen kann, muss nicht von dan Krankenkassen bezahlt werdan, $ 137c SGB y

bewìrkt vor diesem Hintorgrund ledíglick, dess - anderc a/s für den Bereich der

veftragsäztlichen Versoryung - nicht ín einem generalisiertan, zentralisierten fonnellen

Prtlfverfahren vor Ëìnftlhrung nêuer Behandlungsmethodgn ím Krankenhaus deren

Ëignung, Erforderlichkeít und Wirtschaftlichkeit formallsleft überprüft witd, sondarn die

Prüfung der eíngesetzten Methoden im zugelassenen Knnkenhaus grundsätzlich

praspektiv durch das Krenkenhaus se/ösf und retrcspektív Íediglich im Einzelfell anlässlich

von Beanstandungan ex post erfolgt, Eæt ein geneæ,lisieftes, zentralrsledes Prüfueûahren

nach $ 137c SGB V schafft tlber den Einzalfall hinaus Regelungsklarheit, sodass es

insoweit keinar Einzelfallprüfung mehr bedarf,- (8SG, a,a"O., ,iuríso Rdnr, 24),

Diese Auffassung entsprach (und entspricht) jedoch nicht dem Willen des Gesetzgebers.

Dieser hatdeshalb im Sinne elnel gesetzlichen Konkretisierung und Klarstellung durch das

GKV-Versorgungsstärkungsgesetz vom 16"07.2015 (BGBL. I S. 12f 1) den neuen Absatz 3

in $ 137c EGBV angef0gt und dies wie folgt begründet (vgl, Bundostags-Drucksache

18/4095, t. 121 , 122J:
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,þurch die Ergänzung elnes dritten Absafzes in S 137c wird das in der

Krankçnhausversotgung galtende Prlnzip der Erlaubnis mif VorbotsvorbehaÍt konkreter im

Gesetz geregolt. Die Regelung ist erforderfiah, welldie Gese2esauslegung in der jlJngsten

þtöchúrtchbdichen Rechlsprechung (vgl" etwa BSG, Urteilvom 21. Mäz 2013, Az. E 3 KR

U12 R) mit dem in $ 137c zum Ausdruck gebrachten Rege/ungsgehalt in eínem

Wedungswìderspruch sfehf, Es erfolgt eine gesetzlíche Kankrctîsierung und Karstellung,

dass f¿lr den , ussch/uss einer Methode aus der Krankenhausversorgung durch den

Gemeinsamen Bundesausscfruss und die Ablehnung eines Lelsfungsanspruchs im

Einzelfall durch eíne Krankenkasse im Falle des Fahlens eines Eescñlusses des

G emeínsame n B undesausschr/s ses einheitlicha Bawertungsma ßstäbe gelte n.

Nach $ f3Zc Absatz I isf es die Aufgaðe des Gemeinsamon Bundasausscf¡t¡sses,

Untersuchungs- und Behandlungsmethoden, die zu lasfen der gesetzÌichen

Rrenkenkessen irn Rahmen einer Krankenhausbehandlung angewandt werden oder

angewandt weñen sollen, daraufhin zu {Jberprüfen, oÞ sle fÍJr eine ausrelchenda,

zweckmäßíge und widsehaftliche Versorgung derVersichertøn unter Berücksíchttgung des

allgemein anerkannten Sfandes der medizínischen Frkennfnrsse arfo¡derlich sind. Eine

Methode, deren Nutzen nach Fesfstaflung des Gemainsamen Bundesausschusses zwar

noch nicht hinreichend belegt isf, die aber das Patantial einar erfoñarlichen

BehandlungsaltematÍve bietet, kann nach den gesetzlichen Vorgaben im Rahmen der

Krenkanhausbehandlung weiterhin zu Lasten dar Krankenkassen erbneht werdan, Der

Gemeinsame Bundeseusschuss ist ín einem solchen Fall grundsâtzlich verpflichtet, eine

Erprobung zu initiieren, um die f[Jr øine fundiede Entscheidung e¡'forderlichen Erkennfnlsse

zu genarieren B/s zum Vorlíegen díeser Erkenntnisse und eíner abschließenden

Entseheidung des Gemeinsamen Bundesausschusses bleibt es dabeí, dass die Methoda

im Knnkenhdus angewandt werden kann, rnsþesondere damit sie zur Versorgung der

typiseheruveise schwerer erkrankten Vorsiche¡ten mit besonderem Bedañ nach lnnovativan

Behandlungsaltemativen waiterhin zur Verfügung staht, lnaoweit handelt es sicfi um eine

Ronketisierung des allgerneinen Qualitëtsgebots das $ 2 Absafz 1 Satz 2.

Ðiese Wertentscheidung gilt es auch Ín den Fall zu beechten, dass der Gemeinsama

Bundasausscàuss nach keìne Übàrpmfung nach S 13Vc Absatz 1 durchgefühft hat. Es

stündo mit dern dargestellten Konzept der grundsätzlíchen Erlaubnis mit Verbotsvorbehalt

nicht in Ëinklang, wenn jede einzelne Krankenkasse m EínzslfaÍldie Kostenübemahme für

eine naoh den Regeln der äntlichen Kunsf ertoþende Bahandlung mit ainer Methode, díe

das Potentlal einer efiorderlíchen Bohandlungsaltemative bietet, mit der Begründung
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ableihnan könnte, der Nutzen der angewandten Methode seinocñ níeht hin¡eichend belegt,

Eôenso wenig wie der Gemeinsene Bundesausschuss erne Methode mit Potantìal

unmittalbar aus der Krankenhausversorgang ausscñ/íeß en kann, kann eine so/che negative

ler'sfungsentsehaidung sfaffdessen auf der Ebene der Ëinzelkasse erfalgen. lm neuon

Absatz 3 wi¡d dahar nun ausdrticklich geregelt, dess rnnovatíva Møthoden, ftlr die der

Gemeínsame Bundesausschøss nach keine Entscheidung getroffen hat, im Rahmen einer

nach S 39 erforderlichen Knnkenhausbehandlung zu Lasfen der gesetzlichen

Krankenkassen erúracht werden können. Dies betrifft sowahl Methoden, tür die noch kein

Antrag nacñ $ l37c Absatz I Satz 1 gestellt wurde, als auch Methoden, deren Bewertung

nacá $ 137c Absatz 1 nach nieht abgesc¡?/ossen r'sf. Voraussetzungisú, dass die Methade

das Potentialeíner erforderlíchen Behandlungseltamative bietet und ihre Anwendung nach

den Rageln der ëntlîchen Kunst erfolgt, sie a/so insbesanderc im Elnzelfall indizieñ und

e¡forderlich ist, Das Potential einer ertorderlichan Eehandlungsaltemative kann sich elwa

daraus ergeben, dass die Mothode aufgrund ihres Wirkprinzips und der bìsher vorliegonden

Eùenntnisse mít der Ewadung verbunden ísf, dass anderc aufwändigero, fÍ)r dle Patlentln

ader den Patíenten invasivere oder bei bestimmten PatíentÌnnen oder Patianten nícht

erfolgreiche Methoden erselzf warden können odør díe Methade in sonstiger Weise aine

effektivere Behandlung ermöglichen kann. Das Erfardemis, wonach elna

Lelsfungsaturingung nurim Rahmen einer Sf¿¡die zu Lasten darKrankenkassôn möglích ist,

gilt nach $ l37c Absatz 2 Safz 2 demgegenüber nur für den Fall, dass der Gernelnsame

Bundasausschuss eine Ausscfiltssenfscheidung nacl¡ I 137c Absatz I Satz 4 (ggf, in

Verbindung mit Satz 5) getroffen hat. filethoden, dìe nìcht das Potantialeinererforderlichen

Behandlungsaltemativa bieten, insbesonderø wail sie schäd/ich odar unwirksam slnd,

dilrten weiterhln nicht zu Lasfen der Krankenkâssên erþracht wëtden."

Daraus folgt ftlr die Kammer unzweideutig, dass die von der Klägerin durchgeführte

Lungenvolumenreduktion mittels endoskopiecher/bronchoskopischer lmplantation von

Ventilen mangels einer Ausschlussentscheidung des G-BA nach $ f 37c Abs. I S. 2 SGB V

zu Lasten der Beklagten erbracht worde konnte und von der Bekfagten zu verg{lten war,

Aus der - bisher noch nicht im Volltext vorliegenden - Entscheidung des BSG vom

19,12.2017 (B I KR 17t17 R) ergibt sich nichls anderes. Ausweislich des Terminberichtes

des BSG (Nr. 63/17 zu Nr, 2,) ist nach Auffassung des BSG "die lmplantatian von Coils eíne

oxporimentelle Ðehandlungsmethode außerhalb des Leistungskatalogs der gesetzlichen

Krankenversicherung, Die Voratrssetzungen grundrochtsoríentlefter Leístungsauslegung

sind ebenfalle nicht e¡llJllt. Die NUB-Vereinbarung begrtJndet kçin schutzwllrdiges
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Veftrauen auf eínen Vergülungsansprueh. Sie regelf díe Vergütungshöhe lediglich ftlr den

Fall, dass der Fatient Anspruch auf die Bahandlung hat, weder aber den Grund des

Anspruchs noch dio Vereinbarkeif der Therapíe mit dem Qualitätsgebot". Fraglieh ist

bereits, ob das bei der Versicherten angewandte Verfahren der Lungenvolumenreduktion

mittels implantiefter Ventife mit dem im Fall des BSG zu entscheidenden Verfahren mit

lmplantation von Coils vergleichbar ist, Dies kann jedoch dahin stehen. Denn die Kammer

kann bereits der grundsätzlichen Aufiassung des BSG zum Anwendungsbereich von $

137c SGB V nicht folgen. Das BSG und die Vo¡instanz (vgl, {-SC Baden-W|}rttemberg,

Uñeilvom 23.11"2016-[ 5KR 1'101/1î)verkennen und konterkarleren die mit $ 137cAbs.

3 SGB V verfolgte lntention des Gesetegebers, wie sie sich aus der - oben wiedergegeben

- Begrúndung zu dieser durch das GKV-Versorgungstärkungsgesetz vom 16,07.2015

angefügten Vorschrifi ergibt (vgl. Bundesfags-Drucksache 18/4095, S. ',21, 1221. Diø

Einführung dieser ausdrûcklichen und klarstellenden Regelung hat der Gesetzgebers für

erforderlich gehalten, weil * so die Gesetzesbegr{rndung (a.a.0.) - ,die Gasefzasa uslegung

in der jüngsfen höchstríchterlichen Rechtsprechung (vgl. etwa BSG, Uñeit vom 21.lvlëz

2013, Az, B 3 KR 2n2 & mít dem in $ 137c zum Ausdruck gebrachtan Ragelungsgehalt ìn

einem Wedungswiderspruch steñf'. Wenn das BSG und das LSG Baden-Württemberg

meinen, die Anderung des $ 137c SGB V und Einftlgung der Regelung des $ 137e SGB V

habe an der bisherigen Grundkonzeption nichts geändert und lediglich Raum fl¡r den G-BA

geschaffen, Richtlinien zur Erprobung nach $'137e SGBV zu beschließen, wenn die

Überprüfung im Rahmen des $ 137c SGts V ergibt, dass der Nutzen eíner Methode noch

nicht hinreichend belegt ist, sie aber das Polenzial einer erforderlichen

Behandlungsalternative bietet (vgl, bereits BSG, Beschløss vom 15,07.2t1õ- B 1 KRæn5

H; ISG Baden-Württemberg, Uúeil vom 23,11.2018 - L 5 KR 1101/16], überschreiten sie

die Grenzen richterlicher Gesetzesauslegung, indem sie sich in klaren Widerspruch zu dem

erklärten Willen dee Gesetzgebers setzen, Ës kommt f{lr den Vergütungsanspruch des

Krankenhaus nach S 137c SGB V nicht darauf an, ob es sich bei dem angewandten

Verfahren um eine experimentelle Behandlungsmethode handelt, sondern allein darauf, ob

sie das Potential einer erfolgreichen Behandlungsalternative bietet und nach den Regeln

der ärztlichen Kunst erfolgt (137c Aþs. 3 Satz 1 SGB V). Diese VorausseÞung, dieses

,,Potenzial", kann aber ïJr das bei der Versicherten durch die Arzte der Klågerin iq, Juni

2016 angewandte Verfahren der Lungenvolumenreduktion mittels lmplantation von

Ventilen sowohl irn Hinblick auf die Studienlagê als auch den Beschluss des G-BA vom

a8,07,2A13 zur Eínleitung des BewertungsveÉahrens nicht ernsthaft bestritten werden. Dor

IQwic-Abschluseberiohtvom A7,02,2A17 lag zum Behandlungszeitraum noch nichtvor und
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kann allein deshalb nicht zur Seurteilung des im Juni 2016 bestehenden ,,Potenzials" des

Verfahrens herangezogen werden¡ soweit er im Ülrigen nur von einer wenig

aussagekräftigen Datenlage spricht, folgt daraus nach Auffassung der Kammer nicht, dass

der angewandten Methode das Potenzial fehlt, Dies zu bewerten ist allein Aufgabe des

G-84 irn weiteren Verlauf des Bewertungsverfahrens,

Da die Beklagte den aus der der Behandlung der Versicherten folgenden

Vergütungsanspruch von 7,595,98 € nur in Höhe von 5.291 ,82 €. erftlflt hat, steht der

Klägerin auch die Restvergütung in Höhe von 2,304,16 € zu,

Aufrechnunosqrkläruno vom 07.09.2016 sind

Der Klägerin steht dieser Vergütungsanspruch (nebst Zinsen) zu- weil dte BeKlagte keinen

Ërstattungsanspruch in Höhe von 5,201,82 € hat, Selbst wenn ein solcher

Erstattungsanspruch bestünde, ist die von der Beklagten mit Sqhreiben vom 07,09.2016

angekündigte Aufrechnung dieses Anspruchs in Verbindung mit dem ,,Zahlungsavisn vom

0ö"07,2016 und dem ,,Aufrechnungsavis" vom 06.09.?016 nicht wirksam. 91e genügt nicht

den Vorgaben des $ 9 PriJtuV 2015.

Gemåß S 69 Satz 2 SGB V werden die Rechtsbezíehungen der Krankenkaseen und ihrer

Verbände zu dEn Krankenhäusem und ihren Verbånden abschließend im Vierten Kapltel

des SGB V, in den SS 63, 64 SGB V und in dem Krankenhausfinanzierungsgêsetz (KHG),

dem Krankenhausentgeltgesetz (KHEntgG) sowie den hiernach erlagsenen

Rechtsverordnungen geregelt. Sodann bestîmmt $ 69 Satz 3 SGB V, dass ftlr die

genannten Rechtsbeziehungen ,,im Übrigenr die Vorschriften des BGB entsprechend

gelten, soweit sie mít den Vorgaben des S 70 SGä V und den weiteren Aufgaben und

Pflichten der Beteiligten nach dem Vierten Kapiteldes SGB V vereinbar eind.

Schulden zwei Personen einander Leistungen, die ihrem Gegenstand nach gleichartig sind,

so kann jeder Teil seine Forderung gegen dle Forderung des anderen Teils aufrechnen,

sobald er die ihm gebührende Leistung fordern und die ihm obliegende Leistung bwirken

kann (g 3S7 BGB). DieAufrechnung erfolgt durch Erklårung gegenüberdem anderen Teil (S

388 Satz 1 BGB), Die Aufrechnungserklårung ist eine eínseitíge empfangsbedürftige

Willenserklärung. Forderung und Gegenforderung mf¡ssen hinreichend beetímmt sein. Die

Aufrechnungserklärung braucht nicht ausdrücklich abgegeben zu werden; es genügt die

klare Erkennbarkeit des Aufrechnungswillens (Palandt, BGB, 78. Auflage 2017, $ 3EE, Rn.
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1; vgl. dazu auch: BSG, Urteile vom 25.10 ,2016 - B 1 KR 7/16 R, Rz. 12 - und B 1 KR 9/16

R, Rz. 29 - jeweils m.w,N,). Hat der eine oder der andere Tei[ mehrere zur Aufrechnung

geeignete Forderungen, so kann der aufrechnende Teil die Forderungen bestimmen, die

gegeneinander aufgerechnet werden sollen (g 396 Abs, 1 Satz 1 BGB), Wird die

Aufrechnung ohne eíne solche Bestimmung erklårt oder widerspricht der andere Teil

unverztrglich, so findet die Vorschrift des S 3õ0 Abs. 2 entsprechende Anwendung ($ 396

Abs" 1 Satz 2 BGB). Nach $ g0g Abs, 2 BGB wird, wenn der Schutdner keine Bestimmung

trifü, zunächst die fältige Schuld, unter mehreren fälligen Schulden die.ienige, welche dem

Glåubiger weniger Sicherheit bietet, unter mehreren gleich sicheren die dem SchuÍdner

lästigere, unter mehreren gleich lästigen die ältere Schuld und bei gleichem Alter jede

Schuld verhältnismäßig getilgt.

Unter Zugrundelegung allein dieser Vorschriften des BGB wäre dic von der Beklagten

erklärte Aufrechnung - sowohl hinsichtlich der Erkennbarkeit des Aufklärungswillens als

auch hinsichtlich der Bestimmtheit der Aufrechnungserklärung wirksam, lhren

Aufrechnungswillen hat die Beklagte unmissverständlich in dem Schreiben vom 07,09.2016

zum Ausdruck gebracht, indem sie auf das ,,von unsercm Finanzberclch übermlttelte Avls",

Bezug nahm, Zwar kann den von der Beklagten vorgelegten Eildschirmfotos (Zahlungsavis)

nicht entnommen werden, gegen welche der dort aufgeführten Forderungen des Klägers

die tseklagte mit ihrer (vermeintlichen) Erstattungsforderung aufrechnen wollte, Jedoch hat

das BSG für derartige Fallgestaltungen einer Aufrechnung mittels (Sammel-)Zahlungsavis

unter Hinweis auf die eine Aufrechnung erleichternden Vorschriften der $$ 396 Abs. 1, 3ô6

Abs" 2 BGB anerkannt, dass die ,{ufrechnungserklärung hinreichend bestimmt ist (BSG,

Urteile vom 25,10,2Aß - B 1 KR 7/16 R, Rz. 14 - und B 1 KR 9/16 R, Rz. 33). Allerdings

finden die BGB-Vorachriften nurAnwendung, soweit in den in $ 69 Sstz 2 SGB V genannten

einschlågigen Gesetzen und Bestimmungen des Krankenversioherungsrechts keine

spezielleren Regelungen getroffen sind, Dies war in den vom BSG durch die Urteile vom

26.10,2016 (B 1 KR 7116 R und B I KR 8116 R) entschiedenen Abrechnungsfälle aus den

Jahren 2009 und 2010 nicht der Fall. lnsbesondere galt damals noch nicht die im

vorliegenden Fall entscheidungserhebliche PrüfuV 2015 und speziell deren $ 9.

Gemáß $ 17c Abs, 2 Satz 1 KHG regeln der Spitzenverband Bund der Krankenkassen

(GKV-Spitzenverband) und die Deutsche Krankenhausgesellschaft das Nähere zum

Pri¡tuerfahren nach $ 275 Abs. 1c SGB V Dabei haben sie insbeeonderE Regefungen (u.a.)

,,llber die Abwicklung von Rückfarderungarl' zu treffen. Aufgrund dieser geseÞlichen

Ermächtigung haben der GKV-Spitzenverband und die Deutsche Krankenhausgesellschafi
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ê.V. erstmals irn Jahre 2Aß eine ,,Vereìnbarung über das Näñere zum Prt)fverlahren nach $

275 Absatz f c SGB V (Prt)fverfahrcnsverainbarung - PrüfW) gamäß I 17c Absa? 2 KHG'

geschlossen. Diese erste Vereinbarung - die Prtitvv 2015 - trat am 01 ,09,2014 in Kraft und

gilt für dÍe überpr0fung bei Patienten, die - wie im vorliegenden Fall - in der Zeit vom

01.01 .2A13 bis 31 ,12.2Q16 in ein Krankenhaus aufgenornmen worden sind (vgl. $ 12 Abs, 1

Satz 1 r¡nd Abs. 2 Satz 4 PrlltuV 2015; diese wurde abgelöst durch die PrüfuV 2417 vom

03,02.2016, die seit dem 01.01,2017 in Kraft ist und fttr die ÜberprUfung bei Patienten gilt,

die ab diesern Zeitpunkt in ein Krankenhaus aufgenommen worden sind bzw, werden).

g 9 Satz 1 und 2 PrtJtuV 2015 - im Wesentlich gleichlautend: $ 10 Satz 1 und 2 PrütvV

2017) * bestimmen: ,,Dr'e Krankenkasse kann einen nach Beendigung des Voruerfahrcns

einvemehmlich a/s ôesfofiend feetgestellten oder nacfi $ I fristgerecht mitgeteilten

Erstattungsanspruch mit eínem unstreitigen leisfungsanspruch des Knnkenhauses

aufrechnen, Dabei sind der Lersfungsanspruch und der Erstattungsanspruch genau zu

banonnen." Damit haben die Spitzenverbände das Verfahren der Aufrechnung speziell

geregelt. lm Hinblick auf diese ausdrtlcklichen Regelungen, welche Ërstattungsansprüche

aufgerechnet werden können (Satz 1) und dass und wie die zur Aufrechnung gestellten

Ansprüche zu benennen sind, nämlich ,genau", kann die Regelung des $ 366 Abs. 2 BGB,

die fur den Fall nìcht eindeutiger Erklärungen des Aufrechnenden - wie hier - über die

Ven¡reisung des S 396 Abs, I $atz 2 BGB ,-eine Erleichterung, die die Wirksamkaít der

Aufrechnungserklärung sicheft'¡ schaffên kann {so ausdrilcklich noch: BSG, Urteile vom

25.10,2016 - B 1 KR 7/'t6 R, Rz.12* und B 1 KR 9/16 R, R2.29), in Abrechnungsverfahren

zwischen Krankenkassen und KrankenhËiusern ftlr Behandlungsfålle ab 2015 keine

Geltung mehr beanspruchen, Die verschiedentlich vertretene Auffassung, dass die

Auffangvorschriften des BGB, speziell auch die des $ 366 Abs. 2 BGB weiter beachtlich und

anwendbar seien, wenn eine Aufrechnung nicht den Anforderungen des $ û Satz 2 PrUfuV

2015 genlsgt, lässt sich mit $ 69 Abs, 1 Satz 3 SGB V, wonaoh die Vorsohritten des BGB nur

(,,im Übrigen") gelten, wenn die Rechtsbeziehungen der Ðeteiligten nicht in den in $ 69 Abs.

1 Satz 2 SGB V genannten Vorschrlften geregelt sind, nicht in Einklang bringen. Gerade

weildie Aufrechnung inaruischen im Norrnbereich der in $ 69 Abs. 1 Satz SGBV genannten

Vorschriften geregelt ist, ist insoweit ftir eine analoge Anwendung der BGts-Vorschriften

nach Maßgabe von S 69 Abs, 1 Satz 3 SGB V lcein Reum mehr,

Grundsåtzlich konnte die tseklagte ihren vermeintlichen Erstattungsanspruch mÍt einem

unstreitigen Leistungsanspruch der Klägerin aufreohnen, weil sie dem Ktåger nach $ I
PrütuV 2015 fristgerecht innerhalb von 9 Monaten nach Übermittlung der Prüfanzeige den
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Erstattungsanspruch mitgeteilt hat ($ I Satz 1 PrtltuV2015), Entgegen derVorgabe des $ I
Satz 2 PrütuV 2015 hat sie aber zwar den Erstattungsanspruch, nicht aber den

Leistungsanspruch, mit dem aufgerechnet werden sollte, ,,genau" benannt. Die beiden

vorgefegten Zahfungsavis listen eine Vielzahl von Behandlungsfällen, Rechnungsdaten und

Euro-Beträgen auf" Einigen der Euro-Beträge sind Minus-Zeichen vorangestellt, anderen

nicht, Der Aufstellung lËisst sich nicht ohne weiteres entnehmen, welche

Leistungsansprilche im Einzelnen unstreitig und welehe streitig sind. Dies genúgt nicht der

Vorgabe des $ I Satz 2 PrüfuV 2015, den unstreitigen Leistungsanspruch, mit dem der

Erstattungsanspruch aufgerechnet werden soll, ,,genau" zu benennen, Deshalb íst die von

der Beklagten erklärte bzw. ím Schreiben vom 07.09,2016 angekündigte Aufrechnung

mangels hinreichender Bestimmtheit unwirksam, Die Unwirksamkeit der Aufrechnung

bewirkt, dass der Vergûtungsanspruch aus den in den Zahlungsavis {verschltlsselt)

aufgelisteten unstreitigen Behandlungsfällen in Höhe der restlichen Klage{orderung von

5.291,82 noch nicht erfüllt iet,

Ðementsprechend war dte Bet<lagte zur Zahfung von 7.595,98 €, die sich durch Addition der

unter a) und b) dargestellten Anspr0che von 2.304,16 € und 5,291,82 € ergeben, zu

verurteilen.

il,

Die Widerklage der Bektagten ist unbegründet.

Der Beklagten hat keinen Anspruch auf Erstattung der anlässlich der Behandlung der

Versicherten gezahlten Teil-Vergütung in Höhe von 5,291,82 €. Ðie Klägerin kann die

gesamte mit Reehnung vorn 23"06.2016 geforderte Vergtltung in Höhe von 7.595,98 €

verlangen. Zur Begründung wird auf die Ausführungen unter l. a) verwiesen.

ilt,

Ðer Zinsanspruch der Klågerin ist unter dem Gesichtspunkt des Vezuges begründet, Nach

S 15 Abs. 1 Satz 1 KBV sind Rechnungen Ìnnerhalb von 15 Kalendertagen nach Eingang zu

begleichen. Da die Vergtltungen für die im Schreíben der Beklagten vom 07,09.2018 in

Verbindung mit den unstreitigen Abrechnungsfällen, die sich aus dem ,Zahlungsavis'n vom

05"07.2016 und dem ,Aufreohnungsavis" vom 0ê.09.2016 erschließen (sollen), fållig waren

und die Beklagle bis zu diesem Zeitpunkt (nur) einen urn 5.291,82 € geltür¿ten Betrag zur

Zahlung angewiesen hat, ist die Beklagte jedenfalls seit dem 09.09.2016 mit der Verg{Jtung

der Restforderung in Verzug, Daher ist das Zinsbegehren der Klågerin sowohl nach dessen
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Beginn als auch der Höhe nach (vgl. $ 15 KBV) begründet,

Die Kostenentscheidung beruhtauf $ 197aAbs" 1 $atz 1 SGG i.V,m, SS 154Abs, 1, 161

Abs. 1, 162 Abs. 1 und 2 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO).

Die Streitwertfestsetzung beruht auf $ 197a Abs. 1 Satz 1 SGG i,V,m, SS 39 Abs. 1, 45 Abs.

1, 52 Abs. 1 und 3 Gerichtskostengesetz (GKG). Ðie Höhe der Gebtlhren richtet sich nach

dem Wert des Streitgegehstandes (Streitwert), soweit nlchts anderes bestimmt ist ($ 3 Abs.

1 GKG). ln Verfahren vor den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit ist der Streitwert

grundsätzlich nach der sich aus dem Antrag des Klägers ftlr ihn eçebenden Bedeutung der

$ache nach Ermessên zu bestlmmen ($ 52 Abs, 1 GKG), Betrlfft der Antrag des Klägers

eine bezifferte Geldleistung oder einen hlerauf gerichteten Verwaltungsakt, so ist deren

Höhe maßgebend (S 52 Abs. 3 GKG), Nebenforderungen (2, ts,Zinsen) werden nichl

berücksichtigt ($ 43 Abs, I GKG). Vorliegend hat die Klägerin einerseits ihren restlichen

Vergütungsarrspruch aus dem Behandlungsfall der Versicherten in Höhe von 2.304,16 €,

andererseits die Forderung(en) in Höhe von 5.291,82 €, gegen die die Beklagte ihre

(vermeintliche) Rllckforderung aus dem Behandlungsfall der Versicherten aufgerechnet

hat, insgesamt 7,595,96 € eingeklagt. Demgegenüber hat die Beklagte rnit der Widerklage

ihre auf den streitigen BehandlungsfatlderVersicherten geleisteten Zahlung von 5.291,82 €

zurückgefordert, Gemäß S 45 Aþs. 1 Satz 'l GKG werden die in einer Klage und in einer

Widerklage geltend gemachten Ansprüche, diE nicht in getrennten Prozessen geltend

gemacht werden, zusammengerechnet, Beide Klagen hätten unabhängig voneinander

erhoben werden können. Das Additionsverbot des $ 45 Abs, 1 Satz 3 GKG greift vorliegend

nicht, da Klage und Widerklage nicht deneelben Gegenstand betrafen, wenn auch das

wirtschaftllche lnteresse identisch war (vgl, insaweit auch: LSG NRW, Urteil vom

06,12.2016 - L I KR 358/15). Der Streihruert war daher auf 12.887,80 € (7.695,98 € +

5.291,82 €) festzusetzen,
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Rechtsm lttel bel ehru n g

Dieses Ufteilkann mit der Berufung angefochten werden.

Die Berufung ist innerhalb eines Monats nach Zustellung des Urteils beim

Landessozialgericht
Nordrhein-Westfalen,
Zweigertstraße 54,
451 30 Essen,

schrittlich oder rntjndlich zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle
einzulegen,

Die Berufungsfrist ist auch ga,vahrt, wenn die Berufung innerhalb der Frist bei dem

Sozialgericht Aachen,
Adalbertsteinweg 92,

52070 Aachen,

schriftlich oder mUndlich zur Nìederschrift des Urkundsbeamten der Geschättsstelle
eingelegt wírd,

Die tserufungsschrift muss bis zuril Ablauf der Frist bei einem der vorgenannten Geilchte
eingegangen sein, Sie sotldas angefochtene Urteil bezeichnan, einen besti¡nmten Antrag
enthalten und die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittef angeben,

Ðie elektronische Form wird durch Übernrittlung eines elektronischen Dokuments gewahrt,

das für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet ist und

- von der verantwortenden Person qualifiziert elektronisch signiert ist und über das
Elektronische Gerichts- und Venrvaltungspostfach (EGVP) eingereicht wird oder

- von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Überrnitttungsweg gem

$ 65a Abs, 4 Sozialgerichtsgesetz (SGG) eingereichl wird.

Weitere Voraussetzungen, insbesondere zu den zugelassenen Dateiformaten und zur
qualifizierten elektronischen Signatur, ergeben sich aus der Verordnung Ober die
technisclren Rahrnenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das

besondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung -

ER\Â/) in der jeweils gültigen Fassung, Über das Justizportal des Bundes und der Länder
(www.justiz.de) künnen nähere lnformationen abgerufen werden,
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Zusätzlich wird darauf hingewiesen, dass einem Beteiligten auf seinen Antrag fÜr das

Verfah ren vor dem La ndessozialgericht u nter bestim mten Voraussetzungen

Prozeeskostenhilfe bewitligt werden kann.

Gegen das Urteil steht den Beteilígten die Revisioß zum Bundessozialgericht unter

übergehung der Berufungsinstanz zu, wenn der Gegner schriftlich zustimmt und wenn sie

von dem Sozialgericht auf Antrag durch Beschluss zugelassen wird, Der Antrag auf

Zulassung der Revision ist innerhalb eines Monats nach Zustellung des Urteils beidem

Sozialgericht Aachen schriftlich zu stelfen. Die Zr¡stimmung des Gegners ist dem Antrag

beizufügen.

Lehnt das Sozialgericht den Antrag auf Zulassung der Revision durch Beschluss ab, so

beginnt mit der Zustellung dieser Entscheidung der Lauf der Berufungsfrist von neuem,

sofern der Antrag auf Zulassung der Revision in der gesetzlichen Form und Frist gestellt

und die Zustimmungserklårung des Gegners beigeftlgtwar.

Die Ëinlegung der Revision und die Zustimmung des Gegners gelten als Vezicht auf die

Berufung, wenn das Sozialgericht die Revlsion zugelassen hat,

lrmen
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